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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RA 5319/03
Datum 12.01.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 RA 17/04
Datum 18.05.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 12. Januar
2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt ergÃ¤nzend die Feststellung von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur
zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz
(Zusatzversorgungssystem nach Nr. 1 der Anlage 1 zum Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetz â�� AAÃ�G) in der Zeit vom 1. Mai 1976 bis
30. Juni 1990 sowie der in dieser Zeit erzielten Arbeitsentgelte.

Der 1944 geborene KlÃ¤ger legte am 7. Juli 1972 an der H-UniversitÃ¤t B
erfolgreich seine AbschlussprÃ¼fung des Studiums zum Diplom-Wirtschaftler,
Fachrichtung Finanzen, ab. Vom 1. September 1972 bis 30. April 1976 war er als
Referent beim Magistrat von B, Abteilung Finanzen, beschÃ¤ftigt. Vom 1. Mai 1976
bis 30. Juni 1990 und darÃ¼ber hinaus war er als wissenschaftlicher Mitarbeiter,
zuletzt als "Abteilungsleiter PreisÃ¶konom" im VEB Werkzeugmaschinenbetrieb "" B
und bei dem Nachfolgebetrieb als Verantwortlicher fÃ¼r die zentrale
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Preiskoordinierung beschÃ¤ftigt. Auf Grund der BeschÃ¤ftigung ab 1. Mai 1976 war
dem KlÃ¤ger keine Versorgungszusage erteilt worden und es bestand auch kein
einzelvertraglicher Anspruch auf eine derartige Zusage. Ab dem 1. September 1984
entrichtete der KlÃ¤ger BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Zusatzrentenversicherung (FZR)
bis zum Doppelten des in der Pflichtversicherung versicherten Entgeltes.

Mit Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2000 stellte die Beklagte zur Ã�berfÃ¼hrung von
Zusatzversorgungsanwartschaften die Zeit vom 1. September 1972 bis 30. April
1976 als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur freiwilligen zusÃ¤tzlichen Altersversorgung
fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates (Zusatzversorgungssystem
nach Nr. 19 der Anlage 1 zum AAÃ�G) und die in dieser Zeit erzielten
Arbeitsentgelte fest; eine Begrenzung der Entgelte erfolgte nicht.

Im Februar 2003 beantragte der KlÃ¤ger unter Hinweis auf Entscheidungen des
Bundessozialgerichts und nÃ¤here ErlÃ¤uterung seiner TÃ¤tigkeit die Feststellung
von Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zur Altersversorgung der technischen Intelligenz
(AVItech) fÃ¼r die Zeit vom 1. Mai 1976 bis 30. Juni 1990. Dieses Begehren wertete
die Beklagte als Ã�berprÃ¼fungsantrag gemÃ¤Ã� Â§ 44 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB X) zum Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2000. Sie lehnte diesen
Antrag ab, weil die Qualifikation als Diplom-Wirtschaftler nicht dem Titel eines
Ingenieurs oder Technikers im Sinne der Versorgungsordnung entspreche. Die
tatsÃ¤chliche AusÃ¼bung einer ingenieurtechnischen TÃ¤tigkeit sei insoweit
unbeachtlich (Bescheid vom 1. April 2003, Widerspruchsbescheid vom 29. Juli 2003.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der KlÃ¤ger sein Begehren weiterverfolgt
und auf seine umfassende und hohe Anforderungen stellende Ausbildung
verwiesen. Die Bezeichnung "Diplom-Wirtschaftler" sei in seinem konkreten Fall
irrefÃ¼hrend. Sie unterschlage in der Ã¶ffentlichen Wahrnehmung, dass seine
Ausbildung auch unter technischen und naturwissenschaftlichen Belangen sehr
komplex und ingenieurÃ¶konomischen Ausbildungen mindestens ebenbÃ¼rtig
gewesen sei, wie seine nachfolgende berufliche Entwicklung im
Werkzeugmaschinenbau belege. Er sei von Verwaltungsaufgaben, wie sie
IngenieurÃ¶konomen Ã¼bertragen worden seien, freigestellt gewesen und habe
sich ausschlieÃ�lich mit technischen Fragen befasst.

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die Klage mit Urteil vom 12. Januar 2004 abwiesen
und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der KlÃ¤ger habe keinen
Anspruch auf teilweise RÃ¼cknahme des Bescheides vom 8. MÃ¤rz 2000 und
Feststellung der BeschÃ¤ftigungszeit vom 1. Mai 1976 bis 30. Juni 1990 als Zeit der
ZugehÃ¶rigkeit zur AVItech.

Der KlÃ¤ger sei zwar Berechtigter im Sinne des Â§ 8 AAÃ�G, weil er auf Grund
seiner in der Zeit von 1972 bis 1976 bestehenden Mitgliedschaft in der freiwilligen
zusÃ¤tzlichen Altersversorgung fÃ¼r Mitarbeiter des Staatsapparates am 30. Juni
1990 eine Versorgungsanwartschaft nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 AAÃ�G inne gehabt
habe und damit grundsÃ¤tzlich einen Anspruch auf Feststellung von
versorgungsspezifischen Daten habe.
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Er habe aber keinen Anspruch auf Feststellung der begehrten Zeiten als
Zusatzversorgungszeit, da diese keine Pflichtbeitragszeiten im Sinne des Â§ 5 Abs.
1 AAÃ�G seien. Nach Â§ 5 AAÃ�G seien Pflichtbeitragszeiten Zeiten der
"ZugehÃ¶rigkeit zu Versorgungssystemen". Ob Zeiten einer ausgeÃ¼bten
BeschÃ¤ftigung in der DDR einem Versorgungssystem zugehÃ¶rten und damit
Pflichtbeitragszeiten nach Â§ 5 AAÃ�G darstellten, bestimme sich nach dem im
Zeitpunkt des Inkrafttretens des AAÃ�G am 1. August 1991 geltenden Bundesrecht.
FÃ¼r den KlÃ¤ger liege hinsichtlich der streitigen Zeit weder eine bindend
gebliebene Einbeziehungsentscheidung noch eine ihn einbeziehende
Rehabilitierungsentscheidung vor. Er sei auch nicht auf Grund einer
verfassungskonformen Auslegung des Â§ 1 AAÃ�G den Einbezogenen
gleichzustellen, denn er habe â�� bundesrechtlich betrachtet â�� keinen Anspruch
auf Erteilung einer Versorgungszusage fÃ¼r die AVItech gehabt, noch habe eine
stÃ¤ndige Verwaltungspraxis zur Einbeziehung von Diplom-Wirtschaftlern
bestanden. Nach den maÃ�geblichen Regelungen fÃ¼r die Einbeziehung in die
AVItech sei es unter anderem erforderlich gewesen, dass eine Berechtigung zur
FÃ¼hrung einer bestimmten Berufsbezeichnung bestanden habe. FÃ¼r einen
obligatorischen Anspruch auf Erteilung einer Versorgungszusage fÃ¼r die AVItech
erfÃ¼lle er mit dem erworbenen Abschluss als Diplom-Wirtschaftler nicht die
erforderlichen Voraussetzungen (Hinweis auf Urteil des BSG vom 9. April 2002, B 4
RA 39/01 R). Auch wenn der KlÃ¤ger in seiner Berufspraxis im VEB
Werkzeugmaschinenbetrieb TÃ¤tigkeiten wie ein Ingenieur ausgeÃ¼bt haben mag,
so sei er kein Ingenieur im Sinne der versorgungsrechtlichen Regelungen, da nicht
das Recht zur FÃ¼hrung des Titels Ingenieur bestanden habe (Hinweis auf Urteil
des BSG vom 10. April 2002, B 4 RA 18/01 R).

Hiergegen wendet sich der KlÃ¤ger mit seiner Berufung, mit der er sein Begehren
weiterverfolgt und erneut auf seine ausschlieÃ�lich ingenieurtechnisch bestimmte
Arbeit verweist, fÃ¼r die er auf Grund sehr individuell geprÃ¤gter
EntwicklungsumstÃ¤nde die erforderlichen fachlichen Qualifikationen mitgebracht
habe. Daher sei in seinem Fall nicht auf den formalen Aspekt in Form eines
Studienabschlusses und Fehlens der Berechtigung zum FÃ¼hren des Titels
Ingenieur abzustellen. ErgÃ¤nzend hat er mit Schriftsatz vom 28. Februar 2006 die
Anerkennung der Gleichwertigkeit seines Studiums (01. September 1968 bis 31. Juli
1972) an der Wirtschaftswissenschaftlichen FakultÃ¤t der H-UniversitÃ¤t zu B
gegenÃ¼ber einem damaligen ingenieurÃ¶konomischen Studium in der ehemaligen
DDR beantragt.

Der KlÃ¤ger beantragt in der Sache,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 12. Januar 2004 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 1. April 2003 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 29.
Juli 2003 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, den Bescheid vom 8. MÃ¤rz
2000 teilweise zurÃ¼ckzunehmen und die Zeit vom 1. Mai 1976 bis 30. Juni 1990
als Zeit der ZugehÃ¶rigkeit zur zusÃ¤tzlichen Altersversorgung der technischen
Intelligenz sowie die in diesem Zeitraum erzielten Arbeitsentgelte festzustellen.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt das angefochtene Urteil, das der Sach- und Rechtslage entspreche.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes auf die
Gerichtsakte sowie die von der Beklagten vorgelegte Verwaltungsakte
(Versicherungsnummer ), die Gegenstand der Beratung gewesen sind, Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat hat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung Ã¼ber die Berufung entschieden, da
sich die Beteiligten mit diesem Verfahren einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124
Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r die streitigen
Zeiten keinen Anspruch auf Feststellung von ZugehÃ¶rigkeitszeiten zur AVItech und
der wÃ¤hrend dieser Zeiten erzielten Entgelte, sodass die Beklagte auch nicht zur
Korrektur ihres Feststellungsbescheides vom 8. MÃ¤rz 2000 im Rahmen des Â§ 44
SGB X verpflichtet ist.

Der Senat, der an die Fassung der AntrÃ¤ge nicht gebunden ist (Â§ 123 SGG), hat
den "Antrag auf Anerkennung der Gleichwertigkeit seines Studiums" als weiteres
Vorbringen zur StÃ¼tzung des klÃ¤gerischen Begehrens und nicht als weiteren,
wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens erstmalig erhobenen Klageanspruch
gewÃ¼rdigt. Denn eine solche Klage, zu der es zunÃ¤chst an einer
Verwaltungsentscheidung fehlt, wÃ¤re schon aus diesem Grunde unzulÃ¤ssig. Auch
ist nicht erkennbar, dass die in einem solchen Antrag liegende Klageerweiterung
gemÃ¤Ã� Â§ 99 SGG zulÃ¤ssig wÃ¤re. Weder hat die Beklagte darin eingewilligt
noch ist dazu eine Einlassung erfolgt, und angesichts der fehlenden ZustÃ¤ndigkeit
der Beklagten fÃ¼r eine solche Entscheidung ist ein solcher Antrag auch nicht
sachdienlich. SchlieÃ�lich fehlte es insoweit an der funktionellen ZustÃ¤ndigkeit des
Landessozialgerichts (vgl. Â§ 29 SGG) im Hinblick auf die erstmalige Entscheidung
kraft Klage (BSG SozR 3 â�� 1500 Â§ 29 Nr. 1; siehe aber Meyer-Ladewig, SGG 8.
Auflage, Anmerkung zu Â§ 29).

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall u. a. ergibt, dass bei
seinem Erlass das Recht unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen
Sachverhalt ausgegangen worden ist. Daran fehlt es jedoch, soweit der KlÃ¤ger die
zusÃ¤tzliche Feststellung von ZugehÃ¶rigkeitszeiten zur AVItech fÃ¼r die Zeit vom
1. Mai 1976 bis 30. Juni 1990 beansprucht. Ein solcher Anspruch besteht, wie das
Sozialgericht zutreffend entschieden hat, nicht. Dabei kann dahinstehen, ob die
Beklagte mit dem Feststellungsbescheid vom 8. MÃ¤rz 2000 bereits eine
Statusfeststellung zur Anwendung des AAÃ�G im Sinne des Â§ 1 AAÃ�G getroffen
oder mit dem frÃ¼heren Bescheid "nur" Zeiten und die wÃ¤hrend dieser Zeiten
erzielten Entgelte festgestellt hat; dem Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2000 ist jedenfalls
eine ausdrÃ¼ckliche Statusfeststellung nicht zu entnehmen. Denn der KlÃ¤ger war
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wÃ¤hrend der hier streitigen Zeit nicht in die AVItech einbezogen, hatte auch keine
entsprechende Versorgungszusage und gehÃ¶rte auch nicht aus bundesrechtlicher
Sicht zu den obligatorisch in dieses Versorgungssystem einzubeziehenden
Personen.

Nach Â§ 8 Abs. 1 AAÃ�G hat der zustÃ¤ndige VersorgungstrÃ¤ger gleich einem
Vormerkungsverfahren nach Â§ 149 Abs. 5 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB VI) die Daten festzustellen, die zur DurchfÃ¼hrung der Versicherung und zur
Feststellung der Leistung aus der Rentenversicherung erforderlich sind, und diese
dem fÃ¼r die Feststellung der Leistung zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger
mitzuteilen. Nach Â§ 8 Abs. 3 Satz 1 AAÃ�G hat der VersorgungstrÃ¤ger dem
Berechtigten den Inhalt der Mitteilung durch Bescheid bekannt zu geben. Eine
solche Verpflichtung der Beklagten besteht gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger bezÃ¼glich
der streitigen Zeit nicht.

Das Sozialgericht hat zutreffend dargelegt, dass fÃ¼r solche nach Â§ 5 Abs. 1
AAÃ�G Pflichtbeitragszeiten gleichstehende Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem
Versorgungssystem hier nur eine aus bundesrechtlicher Sicht obligatorische
Einbeziehung in die AVItech auf Grund der maÃ�geblichen Regelungen der
Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der technischen Intelligenz in
den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben vom 17. August 1950 (GBl. I,
Seite 844) i. V. m. der Zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung (2. DB) zur AVItech
vom 24. Mai 1951 (GBl. I, Seite 487) in Betracht kommt. Auch wenn der KlÃ¤ger,
wie er vortrÃ¤gt, fast ausschlieÃ�lich ingenieurtechnische Arbeiten im streitigen
Zeitraum verrichtet und in einem volkseigenen Betrieb der Produktion gearbeitet
haben sollte, so erfÃ¼llte er jedenfalls nicht die persÃ¶nliche Voraussetzung fÃ¼r
eine "obligatorische" Einbeziehung im Sinne einer "gebundenen Verwaltung" â��
ohne Ermessensspielraum des VersorgungstrÃ¤gers â�� in den Kreis der
Versorgungsberechtigten, weil er nicht zu dem in Â§ 1 Abs. 1 der 2. DB nÃ¤her
umschriebenen Personenkreis gehÃ¶rte. Die vom KlÃ¤ger erworbene Qualifikation
als Diplom-Wirtschaftler wird darin nicht genannt (so ausdrÃ¼cklich fÃ¼r den
Diplom-Wirtschaftler BSG Urteil vom 09. April 2002 â�� B 4 RA 39/01 R,
Kurzwiedergabe im SGb 2002, 379). Dass der KlÃ¤ger nach seinem Vorbringen fast
ausschlieÃ�lich ingenieurmÃ¤Ã�ige Arbeiten geleistet hat, Ã¤ndert daran nichts.
Denn als AngehÃ¶rige der technischen Intelligenz im Sinne der AVItech galten
Ingenieure nur dann, wenn sie auf Grund eines staatlichen Zuerkennungsaktes in
der DDR berechtigt waren, diese Berufsbezeichnung zu fÃ¼hren; allein durch
AusÃ¼bung einer ingenieurtechnischen TÃ¤tigkeit wurde die persÃ¶nliche
Voraussetzung fÃ¼r eine Einbeziehung in dieses Zusatzversorgungssystem nicht
erfÃ¼llt (BSG Urteil vom 10. April 2002 â�� B 4 RA 18/01 R â�� in SozR 3-8570 Â§ 1
Nr. 8; die dagegen gerichtete Verfassungsbeschwerde hat das
Bundesverfassungsgericht nicht zur Entscheidung angenommen: Beschluss vom 4.
August 2004 â�� 1 BvR 1557/01). Dass dem KlÃ¤ger ein entsprechender Titel
verliehen worden ist, ergibt sich weder aus dem Akteninhalt noch macht der
KlÃ¤ger einen solchen Sachverhalt geltend. Daher ist es auch unerheblich, ob der
KlÃ¤ger die von ihm gewÃ¼nschte Anerkennung der Gleichwertigkeit seines
Studiums mit dem eines IngenieurÃ¶konoms erreichen kann. Denn eine solche â��
wohl von der Senatsverwaltung fÃ¼r Wirtschaft und Forschung vorzunehmende
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(vgl. die Bescheinigung vom 28. Oktober 2002 â�� Bl. 21 Verwaltungsakte) â��
Anerkennung beinhaltet nicht den erforderlichen staatlichen Zuerkennungsakt der
DDR zur Berechtigung der FÃ¼hrung des Titels "Ingenieur".

Ob der KlÃ¤ger mÃ¶glicherweise insbesondere im Hinblick auf die Bedeutung seiner
Arbeit fÃ¼r einen groÃ�en Betrieb auf Grund einer Ermessensentscheidung in das
Versorgungssystem hÃ¤tte einbezogen werden kÃ¶nnen, bedarf keiner
Entscheidung, weil eine derartige Ermessensentscheidung bundesrechtlich nicht
â�� rÃ¼ckschauend â�� ersetzt werden kann (BSG, Urteil vom 31. Juli 2002 â�� B 4
RA 21/02 R â�� in SozR 3-8570 Â§ 1 Nr. 9).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 18.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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